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Zur Frage des Versicherungsschutzes eines Arbeitnehmers beim Abholen von Arbeits-
schlüsseln nach einem privaten Wochenendausflug.  
 
§ 8 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 Nr. 1 u. Nr. 5 SGB VII 
 
Urteil des BSG vom 26.09.2024 – B 2 U 15/22 R – 
Aufhebung und Zurückverweisung des Urteils des LSG Nordrhein-Westfalen vom 21.03.2022 – L 17 U 
131/21 – [UVR 06/2023, S. 272] 
 

Die Parteien streiten darüber, ob die Klägerin einen Wegeunfall erlitten hat. 

Die Klägerin war bei einer Kirchenverwaltung in H beschäftigt. Sie verbrachte das Wo-
chenende in B. Am Morgen des 27.11.2016 reiste sie dort ab mit dem Ziel, zunächst nach 
Hause zu fahren, um dort einen Schlüssel und verschiedene Unterlagen zu holen, welche 
sie für die Verrichtung ihrer Arbeitstätigkeit benötigte. sodann wollte sie zu ihrer Arbeits-
stätte fahren. Arbeitsbeginn sollte an jenem Tag um 11 Uhr sein. Um 08.55 Uhr erlitt die Klä-
gerin auf dem Weg zu ihrer Wohnung einen Verkehrsunfall. 

Die Beklagte lehnte die Anerkennung des Ereignisses als Arbeitsunfall ab. Widerspruch, 
Klage und Berufung blieben erfolglos.  

Das BSG hat die Entscheidung des LSG aufgehoben und zur erneuten Verhandlung zu-
rückgewiesen.  

Zwar scheide ein Wegeunfall gem. § 2 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII aus, wie das LSG zutreffend 
festgestellt habe (wird ausgeführt, s. RZ. 11 ff.) Nicht ausgeschlossen sei dagegen, dass sich 
die Klägerin im Unfallzeitpunkt auf einem nach § 8 Abs 1 Satz 1 SGB VII versicherten Be-
triebsweg befand. Denn nach den Feststellungen des LSG habe die Klägerin am Unfalltag mit 
der Rückfahrt zu ihrer Wohnung auch das Ziel verfolgt, dort Schlüssel und Unterlagen für ihren 
anschließenden Arbeitseinsatz im Gemeindezentrum aufzunehmen. Die tatsächlichen Feststel-
lungen des LSG reichten jedoch nicht aus, um abschließend beurteilen zu können, ob die Klä-
gerin den Weg zu ihrer Wohnung zur Erfüllung einer sich aus ihrem Beschäftigungsverhältnis 
ergebenden Pflicht zurückgelegt hat. Aus ihnen lasse sich aber entnehmen, dass die Klägerin 
mit gespaltener Handlungstendenz unterwegs war. Bei der gespaltenen Handlungstendenz sei 
zu prüfen, ob die konkrete Verrichtung hypothetisch auch dann vorgenommen worden wäre, 
wenn die private Motivation des Handelns entfallen wäre.  

Bei einer entsprechenden Pflicht, etwa aufgrund einer Weisung des Arbeitgebers, könne 
auch der Weg von einem dritten Ort zur Wohnung, um dort aufbewahrte Arbeitsmateria-
lien für einen Arbeitseinsatz aufzunehmen, als Betriebsweg versichert sein. Auf die für 
Arbeitswege geltende Zweistundengrenze komme es nicht an. Das LSG werde sich im wie-
dereröffneten Berufungsverfahren davon zu überzeugen haben, ob eine ernsthafte Weisung 
des Arbeitgebers im Unfallzeitpunkt für die Klägerin bestand. Zu beachten sei dabei, dass Wei-
sungen des Arbeitgebers regelmäßig keinem Formzwang unterliegen. Das LSG werde zu klä-
ren haben, ob sich die subjektive Handlungstendenz der Klägerin, Schlüssel und Unterlagen in 
ihrer Wohnung aufzunehmen und sodann direkt zu ihrer Arbeitsstätte zu fahren, auch objekti-
vieren lasse, d. h. in den realen Gegebenheiten objektiv eine Stütze findet. Denn bei natürlicher 
Betrachtungsweise des Lebenssachverhaltes komme als Handlungstendenz auch der Ab-
schluss der privaten Wochenendreise in Betracht, die ausschließlich dem privaten Le-
bensbereich der Klägerin zuzuordnen sei.  

Sollte eine tätigkeitsbezogene Verpflichtung z. B. wegen einer arbeitgeberseitigen Weisung 
nicht feststellbar sein, könnte die Klägerin auf einem nach § 8 Abs 2 Nr. 5 SGB VII versicherten 
Weg verunfallt sein, wenn sie mit Arbeitsschlüssel oder -unterlagen in ihrer Wohnung verwahr-
tes Arbeitsgerät holen wollte, das für die Aufnahme oder Verrichtung ihrer Arbeit unent-
behrlich war. Zur Verwahrung gehöre auch deren Gegenstück, die "Entwahrung", also die 
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Beendigung der Unterbringung des Arbeitsgeräts verbunden etwa mit dessen Bereitstellung für 
die bestimmungsgemäße Verwendung. Entscheidend sei, dass der Gegenstand im Verhält-
nis zur gesamten Verwendung hauptsächlich zur Verrichtung der versicherten Tätigkeit 
gebraucht werde. Schlüssel zu Arbeitsräumen seien nicht immer Arbeitsgeräte. Vielmehr seien 
sie es nur dann, wenn die Arbeitsräume allein mit dem Schlüssel des Beschäftigten zugänglich 
sind und die Verrichtung der geschuldeten Arbeit ohne ihn nicht möglich ist. 

Daher werde das LSG festzustellen haben, ob die Arbeitsschlüssel und/oder -unterlagen Ar-
beitsgeräte i. S. des § 8 Abs 2 Nr. 5 SGB VII darstellen und ob die objektivierte Handlungsten-
denz der Klägerin im Unfallzeitpunkt auf die Entwahrung eines Arbeitsgeräts gerichtet war. (D. 
K.)  

 
Das Bundessozialgericht hat mit Urteil vom 26.09.2024 – B 2 U 15/22 R –  
wie folgt entschieden: 
 

Auf die Revision der Klägerin wird der Beschluss des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen 
vom 21. März 2022 aufgehoben und die Sache zur Verhandlung und Entscheidung an dieses 
Gericht zurückverwiesen. 

 

G r ü n d e : 

I 

1 

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Klägerin einen versicherten Wegeunfall erlitten hat. 

 

2 

Die Klägerin war bei einer Kirchengemeindeverwaltung in H beschäftigt. Am 27.11.2016 fuhr sie 
früh morgens nach einem privaten Wochenendaufenthalt in B von dort zurück zu ihrer Wohnung 
in W, in der sich Schlüssel und Unterlagen für ihren anschließenden Arbeitseinsatz bei der Eröff-
nung eines Gemeindezentrums in H-R befanden, der um 11:00 Uhr beginnen sollte. Wenige Ki-
lometer vor ihrem Wohnort verunglückte die Klägerin um 8:55 Uhr mit ihrem Pkw. 

 

3 

Die Beklagte lehnte die Anerkennung des Ereignisses als Arbeitsunfall ab (Bescheid vom 
20.3.2017; Widerspruchsbescheid vom 13.9.2017). Klage und Berufung sind erfolglos geblieben 
(SG Urteil vom 2.3.2021; LSG Beschluss vom 21.3.2022). Ein nach § 8 Abs 2 Nr 1 SGB VII 
versicherter Wegeunfall liege nicht vor, weil sich das Ereignis, welches bei der Klägerin zu einem 
Gesundheitsschaden geführt habe, weder auf dem Weg zur Arbeitsstätte noch auf dem Weg von 
der Arbeitsstätte zugetragen habe. Wege von einem dritten Ort zur Wohnung seien nicht versi-
chert, auch wenn dort Arbeitsmaterialien aufgenommen werden sollten. 

 

4 

Mit ihrer hiergegen gerichteten Revision rügt die Klägerin die Verletzung materiellen Rechts (§ 8 
Abs 1 Satz 1 und Abs 2 Nr 1 SGB VII). Sie sei aufgrund einer Weisung ihres Arbeitgebers zur 
Aufbewahrung der Schlüssel und Unterlagen in ihrer Wohnung verpflichtet gewesen. Daher 
müsse der Weg zurück zu ihrer Wohnung unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung 
stehen. 
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5 

Die Klägerin beantragt, 

den Beschluss des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 21. März 2022 und das Urteil 
des Sozialgerichts Dortmund vom 2. März 2021 sowie den Bescheid der Beklagten vom 20. März 
2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 13. September 2017 aufzuheben und die 
Beklagte zu verpflichten, das Unfallereignis vom 27. November 2016 als Arbeitsunfall anzuerken-
nen. 

 

6 

Die Beklagte beantragt, 

die Revision der Klägerin zurückzuweisen. 

 

7 

Die Klägerin habe sich allein auf dem Rückweg von einem privaten Besuch nach Hause befun-
den. Schlüssel und Unterlagen für die Arbeit zu holen, seien unversicherte Vorbereitungshand-
lungen. 

 

II 

8 

Die zulässige Revision der Klägerin ist im Sinne der Aufhebung des angefochtenen Beschlusses 
und der Zurückverweisung der Sache an das LSG begründet (§ 170 Abs 2 Satz 2 SGG). Die 
tatsächlichen Feststellungen des LSG (§ 163 SGG) reichen nicht aus, um abschließend zu ent-
scheiden, ob die Klägerin Anspruch auf Anerkennung des Verkehrsunfalls vom 27.11.2016 als 
Arbeitsunfall hat. 

 

9 

Arbeitsunfälle sind nach § 8 Abs 1 Satz 1 SGB VII Unfälle von Versicherten infolge einer den 
Versicherungsschutz nach §§ 2, 3 oder 6 SGB VII begründenden Tätigkeit (versicherte Tätigkeit). 
Unfälle sind zeitlich begrenzte, von außen auf den Körper einwirkende Ereignisse, die zu einem 
Gesundheitsschaden oder zum Tod führen (§ 8 Abs 1 Satz 2 SGB VII). Ein Arbeitsunfall setzt 
mithin voraus, dass die Verrichtung zur Zeit des Unfalls der versicherten Tätigkeit zuzurechnen 
ist (innerer oder sachlicher Zusammenhang), sie zu dem zeitlich begrenzten, von außen auf den 
Körper einwirkenden Ereignis geführt (Unfallkausalität) und dass das Unfallereignis einen Ge-
sundheitserstschaden oder den Tod des Versicherten objektiv und rechtlich wesentlich verur-
sacht hat (haftungsbegründende Kausalität; stRspr; zB BSG Urteile vom 27.6.2024  B 2 U 8/22 
R  zur Veröffentlichung in SozR 4 vorgesehen  juris RdNr 10, vom 28.6.2022  B 2 U 16/20 R  
BSGE 134, 203 = SozR 42700 § 8 Nr 82, RdNr 11 und vom 30.1.2020  B 2 U 2/18 R  BSGE 130, 
1 = SozR 42700 § 8 Nr 70, RdNr 20, jeweils mwN). 

 

10 

Ob diese Voraussetzungen erfüllt sind, lässt sich anhand der tatsächlichen Feststellungen des 
LSG nicht abschließend entscheiden. Diesen lässt sich noch hinreichend entnehmen, dass die 
Klägerin am 27.11.2016 einen Unfall iS des § 8 Abs 1 Satz 2 SGB VII erlitt, als sie auf dem Weg 
zu ihrer Wohnung mit ihrem Pkw verunglückte, und dass sie im Zeitpunkt des Unfalls als Be-
schäftigte gemäß § 2 Abs 1 Nr 1 SGB VII zum Kreis der versicherten Personen zählte. Auch 
reichen die tatrichterlichen Feststellungen noch für die abschließende Entscheidung, dass die 
Klägerin im Unfallzeitpunkt keinen nach § 8 Abs 2 Nr 1 SGB VII versicherten Arbeitsweg zurück-
legte (dazu 1.). Hingegen kommt es aufgrund der Feststellungen des LSG lediglich in Betracht, 



UV Recht & Reha Aktuell (UVR) 
02/2025 vom 26.02.2025 

- 31 - 

   
 DOK 

371.1:371.8:372.11 

 
dass die Klägerin den Unfall auf einem nach § 8 Abs 1 Satz 1 SGB VII versicherten Betriebsweg 
erlitt (dazu 2.) oder im Unfallzeitpunkt nach § 8 Abs 2 Nr 5 SGB VII unter Unfallversicherungs-
schutz stand (dazu 3.). 

 

11 

1. Die Klägerin befand sich  wie das LSG zutreffend erkannt hat  im Unfallzeitpunkt nicht auf 
einem nach § 8 Abs 2 Nr 1 SGB VII versicherten Arbeitsweg. 

 

12 

§ 8 Abs 2 Nr 1 SGB VII bezieht bestimmte Wege  nämlich solche nach und von dem Ort der nach 
§ 8 Abs 1 Satz 1 SGB VII versicherten Tätigkeit  in den Unfallversicherungsschutz ein. Dabei 
kennzeichnet die Formulierung "des mit der versicherten Tätigkeit zusammenhängenden unmit-
telbaren Weges" in § 8 Abs 2 Nr 1 SGB VII den sachlichen Zusammenhang zwischen der "ei-
gentlich" versicherten Haupttätigkeit, die nach § 8 Abs 1 Satz 1 SGB VII unter Versicherungs-
schutz steht, und denjenigen Wegen, die der Haupttätigkeit vorausgehen oder sich ihr anschlie-
ßen. Der Wegeunfallversicherungsschutz nach § 8 Abs 2 Nr 1 SGB VII setzt mithin voraus, dass 
die versicherte Haupttätigkeit und das Zurücklegen des Weges miteinander verknüpft sind, was 
der Fall ist, solange und soweit der Weg mit der Aufnahme oder der Beendigung der Haupttätig-
keit bei wertender Betrachtung verbunden ist (BSG Urteile vom 27.6.2024  B 2 U 8/22 R  zur 
Veröffentlichung in SozR 4 vorgesehen  juris RdNr 15 und vom 28.6.2022  B 2 U 16/20 R  BSGE 
134, 203 = SozR 42700 § 8 Nr 82, RdNr 14). 

 

13 

Bei allen (Hin-)Wegen setzt § 8 Abs 2 Nr 1 SGB VII den Ort der versicherten Tätigkeit als Ziel-
punkt fest ("nach"), lässt aber zugleich den Startpunkt offen, sodass anstelle der Wohnung auch 
ein anderer (sog "dritter") Ort Ausgangspunkt sein kann, sofern sich der Versicherte an diesem 
dritten Ort mindestens zwei Stunden aufgehalten hat (BSG Urteile vom 10.8.2021  B 2 U 2/20 R  
juris RdNr 16, vom 23.6.2020  B 2 U 12/18 R  SozR 42700 § 2 Nr 54 RdNr 26, vom 30.1.2020  B 
2 U 2/18 R  BSGE 130, 1 = SozR 42700 § 8 Nr 70, RdNr 24 und  B 2 U 19/18 R  BSGE 130, 25 
= SozR 41300 § 105 Nr 8, RdNr 21 sowie vom 5.7.2016  B 2 U 16/14 R SozR 42700 § 8 Nr 58 
RdNr 24, jeweils mwN). 

 

14 

Zwischen dem in jedem Einzelfall zu ermittelnden Startpunkt und dem gesetzlich festgelegten 
Zielpunkt ist nicht der Weg an sich, sondern dessen Zurücklegen versichert, also der Vorgang 
des Sichfortbewegens auf der Strecke zwischen beiden Punkten. Die konkrete, objektiv be-
obachtbare Verrichtung des Sichfortbewegens auf dem unmittelbaren Weg zum Ort der versi-
cherten Tätigkeit müssen Versicherte auch subjektiv zu diesem Zweck durchgeführt haben (BSG 
Urteile vom 10.8.2021  B 2 U 2/20 R  juris RdNr 18, vom 30.1.2020  B 2 U 2/18 R  BSGE 130, 1 
= SozR 42700 § 8 Nr 70, RdNr 27 und  B 2 U 20/18 R  SozR 42700 § 8 Nr 74 RdNr 16, jeweils 
mwN). Sie müssen also mit der Handlungstendenz unterwegs gewesen sein, den Ort der versi-
cherten Tätigkeit zu erreichen. Denn der Versicherungsschutz nach § 8 Abs 2 Nr 1 SGB VII wird 
nicht schon dadurch begründet, dass Versicherte auf dem unmittelbaren Weg zwischen ihrer 
Wohnung oder einem dritten Ort und dem Ort der versicherten Tätigkeit verunglücken. 

 

15 

Maßgeblicher Zurechnungsgesichtspunkt ist auch bei Wegen von und nach einem dritten Ort die 
objektivierte Handlungstendenz des Versicherten im Unfallzeitpunkt. Auf einen wertenden Ange-
messenheitsvergleich mit der üblichen Wegstrecke, den Zweck des Aufenthalts am dritten Ort, 
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die Beschaffenheit der Wege, das benutzte Verkehrsmittel, den Zeitaufwand, das Unfallrisiko 
oder weitere Kriterien kommt es nicht an; vielmehr steht das objektive Zurücklegen des mit der 
versicherten Tätigkeit zusammenhängenden unmittelbaren Weges von oder nach dem dritten Ort 
bei einer entsprechenden subjektiven Handlungstendenz unter dem Schutz der Wegeunfallver-
sicherung (BSG Urteile vom 10.8.2021  B 2 U 2/20 R  juris RdNr 19, vom 30.1.2020  B 2 U 2/18 
R  BSGE 130, 1 = SozR 42700 § 8 Nr 70, RdNr 31 ff und  B 2 U 20/18 R  SozR 42700 § 8 Nr 74 
RdNr 21 ff). 

 

16 

Diese Maßstäbe zugrunde gelegt, befand sich die Klägerin im Zeitpunkt des Unfalls nicht auf 
einem Arbeitsweg iS des § 8 Abs 2 Nr 1 SGB VII. Dies folgt nicht daraus, dass der Weg von dem 
dritten Ort, an dem die Klägerin am Unfalltag startete, zum Ort der Arbeitstätigkeit ein Mehrfaches 
länger war als derjenige von ihrer Wohnung aus. Maßgeblich ist stattdessen die objektivierte 
Handlungstendenz der Klägerin im Unfallzeitpunkt. Diese war  wie sich den Feststellungen des 
LSG noch hinreichend entnehmen lässt  nicht auf die Erreichung des Ortes ihrer Arbeitstätigkeit 
bei der Eröffnung des neuen Gemeindezentrums in H-R gerichtet, sondern auf die Erreichung 
ihrer Wohnung in W. Dies wird durch die Lage des Unfallortes bestätigt. Die Klägerin war im 
Unfallzeitpunkt bereits über den Tätigkeitsort in H-R hinaus in Richtung ihres Wohnortes W ge-
fahren. Unbeachtlich ist, dass sie später von ihrer Wohnung aus zum Tätigkeitsort fahren wollte. 
Denn abzustellen ist stets auf die letzte ganz konkrete Verrichtung vor dem Unfallereignis (BSG 
Urteile vom 7.5.2019  B 2 U 31/17 R  SozR 42700 § 8 Nr 69 RdNr 23 und vom 17.12.2015  B 2 
U 8/14 R  SozR 42700 § 8 Nr 55 RdNr 14). Und diese konkrete Verrichtung war auf das Erreichen 
der Wohnung gerichtet, was insoweit eine Zäsur darstellt. Versicherungsschutz nach § 8 Abs 2 
Nr 1 SGB VII kommt unter diesen Umständen nicht in Betracht. 

 

17 

2. Nicht ausgeschlossen ist dagegen  anders als das LSG meint , dass sich die Klägerin im Un-
fallzeitpunkt auf einem nach § 8 Abs 1 Satz 1 SGB VII versicherten Betriebsweg befand. Denn 
nach den Feststellungen des LSG verfolgte die Klägerin am Unfalltag mit der Rückfahrt zu ihrer 
Wohnung auch das Ziel, dort Schlüssel und Unterlagen für ihren anschließenden Arbeitseinsatz 
im Gemeindezentrum aufzunehmen. Die tatsächlichen Feststellungen des LSG reichen jedoch 
nicht aus, um abschließend beurteilen zu können, ob die Klägerin den Weg zu ihrer Wohnung 
zur Erfüllung einer sich aus ihrem Beschäftigungsverhältnis ergebenden Pflicht zurückgelegt hat. 

 

18 

Betriebswege (§ 8 Abs 1 Satz 1 iVm § 2 Abs 1 Nr 1 SGB VII) sind Wege, die in Ausübung der 
versicherten Tätigkeit zurückgelegt werden, Teil der versicherten Tätigkeit sind und damit der 
Betriebsarbeit gleichstehen. Sie werden im unmittelbaren Betriebsinteresse unternommen und 
unterscheiden sich von Arbeitswegen iS des § 8 Abs 2 Nr 1 SGB VII dadurch, dass sie der ver-
sicherten Tätigkeit nicht lediglich vorausgehen oder sich ihr anschließen. Sie sind nicht auf das 
Betriebsgelände beschränkt, sondern können auch außerhalb der Betriebsstätte anfallen. Ein 
Betriebsweg kann auch von zu Hause angetreten werden, wenn er unmittelbar der Erfüllung einer 
Haupt- oder Nebenpflicht aus dem Arbeitsverhältnis dient (stRspr; zB BSG Urteil vom 27.6.2024 
B 2 U 8/22 R  zur Veröffentlichung in SozR 4 vorgesehen  juris RdNrn 19, 21). 

 

19 

Ob ein Weg im unmittelbaren Betriebsinteresse zurückgelegt wird und deswegen im sachlichen 
Zusammenhang mit der versicherten Tätigkeit steht, ist wertend zu ermitteln, wobei maßgeben-
der Zurechnungsgesichtspunkt die objektivierte Handlungstendenz des Versicherten ist, ob also 
der Versicherte eine dem Unternehmen dienende Tätigkeit ausüben wollte und diese 
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Handlungstendenz durch die objektiven Umstände des Einzelfalls bestätigt wird (BSG Urteile 
vom 30.3.2023  B 2 U 1/21 R  SozR 42700 § 2 Nr 62 RdNr 37, vom 8.12.2022  B 2 U 14/20 R  
BSGE 135, 155 = SozR 42700 § 2 Nr 60, RdNr 39 und vom 27.11.2018  B 2 U 7/17 R  SozR 
42700 § 8 Nr 66 RdNr 16). Die subjektive Handlungstendenz als von den Tatsachengerichten 
festzustellende innere Tatsache muss sich im äußeren Verhalten des Versicherten widerspie-
geln, so wie es objektiv beobachtbar ist (BSG Urteile vom 30.1.2020  B  2 U 2/18 R  BSGE 130, 
1 = SozR 42700 § 8 Nr 70, RdNr 27, vom 31.8.2017  B 2 U 2/16 R  SozR 42700 § 8 Nr 61 RdNr 
19 und vom 17.12.2015  B 2 U 8/14 R  SozR 42700 § 8 Nr 55 RdNr 14). Dabei darf das Tatsa-
chengericht das Vorliegen der subjektiven Handlungstendenz nicht unterstellen, sondern muss 
im Urteil entsprechende Feststellungen treffen. Es genügt nicht, wenn es die Darstellung der 
Beteiligten inhaltlich oder wörtlich referiert. Erforderlich ist, dass das Gericht die Angaben bewer-
tet und mitteilt, welche Behauptungen es aus welchen Gründen für wahr hält und deshalb seiner 
rechtlichen Beurteilung zugrunde legt (BSG Urteile vom 27.6.2024  B 2 U 3/22 R  zur Veröffent-
lichung in BSGE und SozR 4 vorgesehen  juris RdNr 24, vom 16.3.2021  B 2 U 11/19 R  SozR 
42700 § 9 Nr 30 RdNr 16 und vom 2.10.2008  B 9 VG 2/07 R  juris RdNr 18; Hübschmann in 
Roos/Wahrendorf/Müller, SGG, 3. Aufl 2023, § 128 RdNr 16, 18). Die subjektive Handlungsten-
denz muss sich objektivieren lassen, dh in den realen Gegebenheiten eine Stütze finden. Dabei 
hat das Tatsachengericht alle nach Lage des Einzelfalls als Indizien in Betracht kommenden Um-
stände festzustellen, in eine Gesamtschau einzustellen sowie nachvollziehbar und widerspruchs-
frei unter- und gegeneinander abzuwägen (BSG Urteile vom 10.8.2021  B 2 U 2/20 R  juris RdNr 
21 und vom 27.11.2018  B 2 U 8/17 R  SozR 42700 § 8 Nr 67 RdNr 14). Als objektive Umstände, 
die Rückschlüsse auf die Handlungstendenz zulassen, ist beim Zurücklegen von Wegen insbe-
sondere von Bedeutung, ob und inwieweit Ausgangspunkt, Ziel, Streckenführung und ggf das 
gewählte Verkehrsmittel durch betriebliche Vorgaben geprägt werden (BSG Urteile vom 
8.12.2022  B 2 U 14/20 R  BSGE 135, 155 = SozR 4-2700 § 2 Nr 60, RdNr 39, vom 18.6.2013  B 
2 U 7/12 R  SozR 42700 § 8 Nr 48 RdNr 13 und vom 9.11.2010  B 2 U 14/10 R  SozR 42700 § 8 
Nr 39 RdNr 20). 

 

20 

Die diesbezüglichen Feststellungen des LSG sind insgesamt unzureichend. Sie bieten aber An-
haltspunkte dafür, dass die Rückfahrt der Klägerin von ihrem Wochenendaufenthalt in B zu ihrer 
Wohnung in W eine Verrichtung mit gespaltener Handlungstendenz war, weil sie sowohl mit pri-
vater Handlungstendenz (Beendigung der privaten Wochenendreise) als auch mit betrieblicher 
Handlungstendenz (Aufnahme von Arbeitsschlüssel und -unterlagen) erfolgte. Eine Verrichtung 
mit gespaltener Handlungstendenz steht dann im inneren bzw sachlichen Zusammenhang mit 
der versicherten Tätigkeit, wenn die konkrete Verrichtung hypothetisch auch dann vorgenommen 
worden wäre, wenn die private Motivation des Handelns entfallen wäre (BSG Urteile vom 
21.3.2024  B 2 U 14/21 R  zur Veröffentlichung in BSGE und SozR 4 vorgesehen  juris RdNr 18, 
vom 28.6.2022  B 2 U 16/20 R  BSGE 134, 203 = SozR 42700 § 8 Nr 82, RdNr 16 und vom 
9.11.2010  B 2 U 14/10 R  SozR 42700 § 8 Nr 39 RdNr 24). Entscheidend ist demnach, ob die 
letzte unmittelbar vor dem Unfallereignis ganz konkrete ausgeübte Verrichtung (zu deren Maß-
geblichkeit: BSG Urteil vom 21.3.2024  B 2 U 14/21 R  zur Veröffentlichung in BSGE und SozR 
4 vorgesehen  juris RdNr 15 mwN) nach den objektiven Umständen in ihrer konkreten, tatsächli-
chen Ausgestaltung ihren Grund in der betrieblichen Handlungstendenz findet. Insoweit ist nicht 
auf Vermutungen über hypothetische Geschehensabläufe außerhalb der konkreten Verrichtung 
und der objektivierten Handlungstendenzen, sondern nur auf die konkrete Verrichtung selbst ab-
zustellen. Es ist zu fragen, ob die Verrichtung, so wie sie durchgeführt wurde, objektiv die versi-
cherungsbezogene Handlungstendenz erkennen lässt (BSG Urteile vom 30.1.2020  B 2 U 20/18 
R  SozR 42700 § 8 Nr 74 RdNr 18 und vom 26.6.2014  B 2 U 4/13 R  SozR 42700 § 8 Nr 52 
RdNr 20). 
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Auf der Grundlage der tatrichterlichen Feststellungen vermag der Senat nicht abschließend zu 
beurteilen, ob sich die Klägerin im Unfallzeitpunkt auf einem nach § 8 Abs 1 Satz 1 SGB VII 
versicherten Betriebsweg befand. Grundsätzlich geklärt ist, dass dann, wenn ein Beschäftigter 
zur Erfüllung einer sich aus dem Arbeitsvertrag ergebenden Haupt- oder Nebenpflicht handelt, 
der innere Zusammenhang mit seiner nach § 8 Abs 1 Satz 1 iVm § 2 Abs 1 Nr 1 SGB VII versi-
cherten Tätigkeit unmittelbar zu bejahen ist (zuletzt BSG Urteile vom 27.6.2024  B 2 U 8/22 R  
zur Veröffentlichung in SozR 4 vorgesehen - juris RdNr 21, vom 30.3.2023  B 2 U 1/21 R  SozR 
42700 § 2 Nr 62 RdNr 22 und vom 28.6.2022  B 2 U 8/20 R  SozR 42700 § 2 Nr 58 RdNr 13). 
Bei einer entsprechenden Pflicht, etwa aufgrund einer Weisung des Arbeitgebers, kann auch der 
Weg von einem dritten Ort zur Wohnung, um dort aufbewahrte Arbeitsmaterialien für einen Ar-
beitseinsatz aufzunehmen, als Betriebsweg versichert sein. Auf die für Arbeitswege geltende 
Zweistundengrenze (dazu unter 1.) kommt es nicht an. 

 

22 

Den Feststellungen des LSG lässt sich lediglich entnehmen, dass die Klägerin im Unfallzeitpunkt 
zu ihrer Wohnung fuhr, um dort aufbewahrte Schlüssel und Unterlagen für ihren anschließenden 
Arbeitseinsatz im Gemeindezentrum aufzunehmen. Es fehlen indes Feststellungen zu den Grün-
den der Aufbewahrung und Aufnahme der Schlüssel und Unterlagen am Wohnort der Klägerin, 
etwa zu der von ihr behaupteten Weisung des Arbeitgebers anlässlich der Eröffnung des neuen 
Gemeindezentrums. Das LSG teilt in der angegriffenen Entscheidung nicht einmal mit, ob sich 
hierzu etwas aus der im Widerspruchsverfahren beim Arbeitgeber der Klägerin eingeholten Aus-
kunft ergibt. Die erforderlichen Feststellungen wird das LSG im wiedereröffneten Berufungsver-
fahren nachzuholen haben. Sollte es eine Weisung des Arbeitgebers gegeben haben, Schlüssel 
und Unterlagen in ihrer Wohnung in W aufzubewahren, wäre ihr die Klägerin bereits vor Antritt 
ihrer Wochenendreise nach B nachgekommen. Es bedürfte daher noch einer weiteren Weisung, 
mit Schlüssel und/oder Unterlagen zum Arbeitsantritt am Unfalltag bei der Eröffnung des neuen 
Gemeindezentrums in H-R zu erscheinen. Dafür könnte beispielsweise sprechen, wenn die Klä-
gerin über den einzigen Schlüssel zu diesem Gemeindezentrum verfügt hätte oder wenn sie bei 
diesem Anlass Schlüssel an andere Mitarbeiter hätte aushändigen sollen. Das LSG wird sich im 
wiedereröffneten Berufungsverfahren davon zu überzeugen haben, ob eine ernsthafte Weisung 
des Arbeitgebers im Unfallzeitpunkt für die Klägerin bestand. Zu beachten ist dabei, dass Wei-
sungen des Arbeitgebers regelmäßig keinem Formzwang unterliegen. Der Arbeitgeber kann sie 
sowohl schriftlich als auch mündlich erteilen. Das Gericht muss sich jedoch vom ernsthaften Be-
stehen der Weisung des Arbeitgebers, der der Beschäftigte zum Unfallzeitpunkt nachgehen 
wollte, überzeugen können. Zur Klarstellung weist der Senat darauf hin, dass der Beachtlichkeit 
einer etwaigen Weisung nicht entgegensteht, dass bei anerkannten Erweiterungen des Versiche-
rungsschutzes wie Betriebssport oder betrieblichen Gemeinschaftsveranstaltungen Unterneh-
men und Beschäftigte es nicht in der Hand haben darüber zu bestimmen, welche Verrichtungen 
in sachlichem Zusammenhang mit der versicherten Tätigkeit stehen (BSG Urteil vom 28.6.2022  
B 2 U 8/20 R  SozR 42700 § 2 Nr 58 RdNr 27). Denn um solche Erweiterungen geht es hier nicht, 
sondern um den Umfang des eigentlichen Versicherungsschutzes Beschäftigter und dieser rich-
tet sich nach dem Inhalt ihres Beschäftigungsverhältnisses, der von den Weisungen des Arbeit-
gebers mitbestimmt wird (BSG Urteil vom 27.6.2024  B 2 U 8/22 R  zur Veröffentlichung in SozR 
4 vorgesehen  juris RdNr 22). 

 

23 

Das LSG wird zu klären haben, ob sich die subjektive Handlungstendenz der Klägerin, Schlüssel 
und Unterlagen in ihrer Wohnung aufzunehmen und sodann direkt zu ihrer Arbeitsstätte zu fah-
ren, auch objektivieren lässt, dh in den realen Gegebenheiten objektiv eine Stütze findet. Dies ist 
insbesondere vor dem Hintergrund des Zeitfensters von knapp zwei Stunden zwischen der 
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hypothetischen Ankunft in ihrer Wohnung und dem Arbeitsbeginn im neuen Gemeindezentrum 
um 11:00 Uhr bedeutsam. Denn bei natürlicher Betrachtungsweise des Lebenssachverhaltes 
kommt als Handlungstendenz auch der Abschluss der privaten Wochenendreise in Betracht, die 
ausschließlich dem privaten Lebensbereich der Klägerin zuzuordnen ist. Bei der Bewertung einer 
solchen gespaltenen Handlungstendenz kann der Zeitraum zwischen der geplanten Ankunft in 
der Wohnung und dem Arbeitsbeginn von Bedeutung sein. Ein kürzerer Zeitraum zwischen der 
Ankunft in der Wohnung und dem Arbeitsbeginn dürfte eher für eine wesentlich betrieblich ge-
prägte Handlungstendenz sprechen. Demgegenüber könnte ein längerer Zeitraum zwischen An-
kunft und Arbeitsbeginn eher für eine wesentlich privaten Motiven unterliegende Handlungsten-
denz sprechen. Da tatrichterliche Ermittlungen und Feststellungen zur objektivierten Handlungs-
tendenz unerlässlich sind, wird sie das LSG im wiedereröffneten Berufungsverfahren nachzuho-
len haben. Dabei wird es alle nach Lage des Einzelfalls als Indizien in Betracht kommenden 
Umstände festzustellen, in eine Gesamtschau einzustellen sowie nachvollziehbar und wider-
spruchsfrei unter- und gegeneinander abzuwägen haben. 

 

24 

3. Sollte eine tätigkeitsbezogene Verpflichtung zB wegen einer arbeitgeberseitigen Weisung nicht 
feststellbar sein, könnte die Klägerin auf einem nach § 8 Abs 2 Nr 5 SGB VII versicherten Weg 
verunfallt sein, wenn sie mit Arbeitsschlüssel oder -unterlagen in ihrer Wohnung verwahrtes Ar-
beitsgerät holen wollte, das für die Aufnahme oder Verrichtung ihrer Arbeit unentbehrlich war. 
Auch dies vermag der Senat auf Grundlage der tatsächlichen Feststellungen des LSG nicht ab-
schließend zu beurteilen. 

 

25 

Versichert ist nach § 8 Abs 2 Nr 5 SGB VII ua das mit einer versicherten Tätigkeit zusammen-
hängende Verwahren und Befördern eines Arbeitsgeräts. Unter Verwahrung ist das Unterbringen 
des Arbeitsgeräts am Arbeitsplatz oder an einem anderen Ort zu verstehen. Zur Verwahrung 
gehört auch deren Gegenstück, die "Entwahrung", also die Beendigung der Unterbringung des 
Arbeitsgeräts verbunden etwa mit dessen Bereitstellung für die bestimmungsgemäße Verwen-
dung. Versichert sind auch die mit der Verwahrung oder Entwahrung in unmittelbarem Zusam-
menhang stehenden Wege, soweit sie mit der Verwahrung oder Entwahrung einen einheitlichen 
Lebenssachverhalt bilden (BSG Urteil vom 12.12.2006  B 2 U 28/05 R  SozR 42700 § 8 Nr 20 
RdNr 25). Die Verwahrung oder Entwahrung muss stets mit der versicherten Tätigkeit im sachli-
chen Zusammenhang stehen. Daran fehlt es, wenn zwar ein Arbeitsgerät befördert wird, aber 
dessen Mitnahme nur aus privaten Gründen erfolgt (BSG Urteil vom 28.4.2004  B 2 U 26/03 R  
SozR 42700 § 8 Nr 5 RdNr 8; Wagner in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB VII, 3. Aufl, § 8 RdNr 
262, Stand 28.6.2024). 
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Unter Arbeitsgerät ist jeder Gegenstand zu verstehen, der seiner Zweckbestimmung nach zur 
Erledigung einer versicherten Tätigkeit geeignet ist und hauptsächlich genutzt wird (BSG Urteil 
vom 27.6.2024  B 2 U 8/22 R  zur Veröffentlichung in SozR 4 vorgesehen  juris RdNr 13 mwN). 
Dies trifft nicht nur auf Gegenstände zu, die ihrer Zweckbestimmung nach als typische Arbeits-
geräte in Betracht kommen, sondern ebenso auf Sachen, die auch zu anderen Zwecken als zur 
Arbeit benutzt werden und deshalb nicht schon ihrer Natur nach als Arbeitsgerät anzusehen sind. 
Entscheidend ist, dass der Gegenstand im Verhältnis zur gesamten Verwendung hauptsächlich 
zur Verrichtung der versicherten Tätigkeit gebraucht wird (BSG Urteile vom 12.5.2009  B 2 U 
12/08 R  SozR 42700 § 8 Nr 33 RdNr 28, vom 4.8.1992  2 RU 41/91  SozR 3-2200 § 549 Nr 1 S 
2 und vom 27.7.1989  2 RU 6/89  BSGE 65, 210, 211 = SozR 2200 § 549 Nr 10 S 30). Nicht 
ausreichend ist, dass der Gegenstand zur Verrichtung betrieblicher Tätigkeit genutzt werden 
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kann; erforderlich ist, dass er entsprechend betrieblicher Erfordernisse zur Arbeit verwendet wird 
(ua BSG Urteil vom 17.12.1975  2 RU 77/75  BSGE 41, 102, 105 = SozR 2200 § 549 Nr 3 S 12). 
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Schlüssel zu Arbeitsräumen sind nicht immer Arbeitsgeräte iS des § 8 Abs 2 Nr 5 SGB VII, kön-
nen dies aber sein (offen gelassen in BSG Urteil vom 28.4.2004  B 2 U 26/03 R  SozR 42700  
§ 8 Nr 5 RdNr 8). Arbeitsgerät ist ein Schlüssel zu Arbeitsräumen dann, wenn er für die Aufnahme 
oder Verrichtung der versicherten Tätigkeit unentbehrlich ist (vgl LSG Baden-Württemberg Urteil 
vom 13.7.1967  L 10a Ua 1222/1240/65  Breith 1968, 381, 382). Daher ist nicht jeder einem 
Beschäftigten ausgehändigte Schlüssel zur Arbeitsstätte ein Arbeitsgerät iS des § 8 Abs 2 Nr 5 
SGB VII; vielmehr kann dies nur dann der Fall sein, wenn die Arbeitsräume allein mit dem Schlüs-
sel des Beschäftigten zugänglich sind und die Verrichtung der geschuldeten Arbeit ohne ihn nicht 
möglich ist. Ein ähnlicher Maßstab ist an Arbeitsunterlagen anzulegen; auch diese können im 
Einzelfall Arbeitsgeräte iS des § 8 Abs 2 Nr 5 SGB VII sein (BSG Urteile vom 7.11.2000  B 2 U 
39/99 R  SozR 32700 § 8 Nr 3 RdNr 31 und vom 11.8.1998  B 2 U 17/97 R  juris RdNr 28). 
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Auf Grundlage der tatsächlichen Feststellungen des LSG kann nicht abschließend beurteilt wer-
den, ob sich die Klägerin im Unfallzeitpunkt auf einem nach § 8 Abs 2 Nr 5 SGB VII versicherten 
Weg zur Entwahrung von Arbeitsgeräten befand. Das LSG wird zu ermitteln haben, ob die Ar-
beitsschlüssel und/oder -unterlagen Arbeitsgeräte iS des § 8 Abs 2 Nr 5 SGB VII darstellen und 
ob die objektivierte Handlungstendenz der Klägerin im Unfallzeitpunkt auf die Entwahrung eines 
Arbeitsgeräts gerichtet war. Hinsichtlich der subjektiven Handlungstendenz der Klägerin gilt das 
oben (unter 2.) zum Betriebsweg Gesagte entsprechend. 
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4. Da das Revisionsgericht die erforderlichen tatsächlichen Feststellungen über die näheren Um-
stände des Unfalls der Klägerin selbst nicht treffen kann, ist die Rechtssache zur Verhandlung 
und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen (§ 170 Abs 2 Satz 2 SGG). 
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5. Das LSG wird auch über die Kosten des Revisionsverfahrens zu entscheiden haben. 


